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Vom Landtage. 


72. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. 


Berlin, 23 März. Wir theilen nun die der Berathung des 
Nachtragsetats vorangegangenen Verhandlungen über das vom Herren: 
hauſe von neuem in veränderter Faſſung zurückgelangte Aus fü h⸗ 
la ee RETSELEN mit. 

u 


Zur Generaldiskuſſton nimmt zunächſt das Wor 
Abg. Miquel: Ein Redner des anderen Hauſes hat meine 
Bedenken, eine im böchſten Grade ausgedehnte Organiſationsvoll⸗ 


macht einem Miniſterium zu übertragen, deſſen jetzigen Finanzminiſter 
und Miniſter des Innern wir gar nicht kennen, als das Produkt 
einer politiſchen Verſtimmung meiner Fraktion gekennzeichnet. Der 
betreffende Herr hätte doch, bevor er ſich zu einer ſolchen Inſinuation 

inreißen ließ, bedenken ſollen, daß er gerade von feinem eigenen 

tandpunkte aus dadurch nur die Geſchäfte ſeiner eigenen politiſchen 
Gegner beſorgte. Wir unſererſeits laſſen uns bei der Behandlung 
der Landesintereſſen nicht durch politiſche Verſtimmungen leiten, zu 
welchen wir auch gar keine beſondere Urſache haben. (Hört! hört! 
rechts.) Wunderhar iſt es, daß gerade mir, der ich zwei Jahre mei⸗ 
nes Lebens der Juſtizorganiſalion gewidmet habe, und der deshalb 
ſich die ſtärkſten Angriffe gefallen laſſen mußte, vorgeworfen wird, ich 
wolle aus angeblicher politiſcher Verſtimmung die Durchführung der 
Juſtizorganiſation gefährden. — Was die Sache ſelbſt betrifft, ſo hat 
namentlich betreffs der Bildung der Amtsgerichte der Juſtizminiſter 
die verſchiedenſten Erklärungen abgegeben und wenn man im Herren⸗ 
haus von unbegreiflichen politiſchen Abſtimmungen geſprochen, fo find 
mir die e des Juſtizminiſters noch unverſtändlicher. (Sehr 
wahr.) Zuerſt erklärte er, es ſei ihm zweifelbaft geweſen, ob er die 
Borlage in dieſer Seſſion werde vorlegen müſſen. War das der Fall, 
dann konnte er ſich unmöglich verhehlen, daß die Frage wegen geſetz⸗ 
licher Feſtſtellung der Amtsgerichte oder Einführung derſelben 
durch Verordnung erſt in der nächſten Seſſion werde ent⸗ 
ic Her werden können. Dann hat er bei der erſten Berathung 
m Herrenhauſe die Annahme unſerer Beſchlüſſe empfohlen. Das 


wenn auch wir dem andern Hauſe entgegenkommen. haupt 
antwortlichkeit trifft dann das Staatsminiſterium und wir dürfen 


1 war ich nicht in der 


% da ch im Herrenhaus von 
einer zweifelloſen Gewißheit in dieſer Beziehung geſprochen habe. Ich 
babe nur behauptet, das ſei meine Ueberzeugung. Keineswegs habe 
ich geglaubt, daß die Berathung ſo große Schwierigkeiten veranlaſſen 
und jo geraume Zeit in Anſpruch nehmen werde. Meine Ueberzeu⸗ 
gung, daß wir nicht fertig würden, ſtützt ſich darauf, daß Ihnen in 
in der nächſten Seſſion ſehr ſchwierige Geſetze vorgelegt werden, die 
Hure Zeit in Anſpruch nehmen werden. Außerdem werden die Ar⸗ 
beiten im Miniſtertum dadurch ſehr gehindert, daß meine Kommiſſare 
den Sitzungen im Plenum und in den Kommiſſionen beiwohnen müſſen. 
Selboſt wenn Sie dieſen Paragraphen ablehnen, werden doch alle 
Kräfte darau geſetzt werden, den Termin innezuhalten. Ich glaube 
mich alſo ganz korrekt ausgeſprochen zu haben und erklärt ſich die 
Verſchiedenheit der Erklärungen dadurch, daß es ſich hier um Ueber- 
zeugungen handelt, die ſich im Laufe der Zeit modiſiziren. 
Abg. Windthorſt (Meppen): Auch heute noch muß ich 
wei Beſchlüſſen des Herrenhauſes entgegentreten, dem über die Sitze 
er Amtsgerichte und dem, ob das kleine oder, wenn man die Zu: 
kunft im Auge hat, große Obertribunal in Berlin errichtet werden 
ſoll. Ich werde das, was ich für richtig halte, feſt und unbeugſam 
vertreten bis zum letzten Moment; mag dann das andere Haus oder 
die Regierung ſich die Frage vorlegen, ob die Möglichkeit des Zu⸗ 
ſtandekommens des Geſetzes vorhanden iſt oder nicht. Die Regie⸗ 
rungen haben ſchon 11 etwas für unmöglich und unannehmbar er⸗ 
Härt, was hinterher ſehr wohl möglich und annehmbar war und was 
für die gegenwärtige e unmöglich iſt, kann vielleicht für eine 
ukünftige leicht möglich ſein. Was die Amtsgerichte betrifft, ſo iſt 
das roße Intereſſe des Landtages für dieſe Angelegenheit mit voll⸗ 
ſtändiger Klarheit dargelegt worden. Von der richtigen Konſtruktion 
der Amtsgerichte hängt das ganze Glück oder Unglück der Juſtizreor⸗ 
aniſation ab. Können wir die Löſung einer ſo wichtigen Frage der 

egierung überlaſſen und noch dazu einer in der Auflöfung begriffe⸗ 
nen, von der wir nicht wiſſen, was der nächſte Tag bringen wird? 
Uebrigens iſt zum Erlaß der königlichen Verordnung innerhalb der 
Regierung Alles das erforderlich, was erforderlich iſt, wenn man ein 
Geſes machen will; auch die Motive werden geſchrieben werden 
müſſen für den Bericht an den König. Die weitere Arbeit fällt den 
Häufern des Landtages zu und das unſrige iſt gerade dazu da, um 
für die Löſung ſo ſchwieriger Versi feine Kraft einzuſetzen. 
Wenn wir rechtzeitig 1 9 werden, ſo kann das Geſetz, bei weiſer 
Mäßigung unfererfeits, bis zum 1. Januar zum Abſchluß gebracht 
werden. Die Schwierigkeiten wegen der Herſtellung der Baulichkeiten 
find keineswegs unüberwindlich abe die bei Weitem größte Zahl 
der Amtsgerichte von vornherein feftfteht und für diejenigen, bei wel⸗ 
chen Zweifel beſtehen, proviſoriſche Einrichtungen getroffen werden 
können. Die königliche Verordnung kann überhaupt an dieſer Sach⸗ 
lage nichts ändern, da ſie im günſtigſten Fall nicht vor dem Hoch⸗ 
fonmer erfolgen kann und alsdann ein großer Theil der Bauzeit vor⸗ 


Voſener 


Abend ⸗Ausgabe. 


Einundachtzigſter Jahrgang. 


a Montag, 25. März 


(Erſcheint täglich dreimal.) 


über iſt. Der Termin muß unter allen Umſtänden innegehalten werden, 
und in ſolchen Dingen verbürgt ein imperatives Muß den Erfolg. Ich bin 
überzeugt, daß das Herrenhaus den Wünſchen des Abgeordnetenhauſes 
nachkommen wird, welches nach ſeiner Zuſammenſetzung den in Be⸗ 
tracht kommenden Verhältniſſen unendlich viel näher ſteht Was die 
Zuſtändigkeit des Oberlandesgerichts Berlin für die Landesſtrafrechts⸗ 
ſachen betrifft, ſo mache ich kein Hehl daraus, daß dieſer Punkt mir 
der allerwichtigſte im ganzen Geſetz iſt, und weil er dies beſonders 
für die Zukunft iſt, kann ich mich in keiner Weiſe dafür erklären. 
Die Zerreißung der Kompetenz des Strafrechts kann nicht aufrecht 
erhalten werden; wenn ein Bedürfniß für die Einheit des Rechts 
vorhanden iſt, dann müſſen alle dieſe Fragen an das Reich gebracht 
werden. Mindeſtens wäre es richtig, wenn man den betreffenden 
Paragraphen aus dem La ausſcheiden ließe; die Regierung könnte 
ja dann einen beſonderen Entwurf vorlegen, welcher dieſen Punkt 
regelte. Ein Gericht wie das Oberlandesgericht Berlin iſt nicht ge⸗ 
eignet, die oberſte Inſtanz für die betreffenden Strafſachen zu bilden, 
weil die Männer, die in ihm ſitzen, noch nicht an den Endpunkt ihrer 
Carriere angekommen ſind und ein koordinirtes Gericht nicht die ge⸗ 
nügende Autorität hat. Es handelt ſich hier um die Schaffung eines 
Spezialgerichtshofes für politiſche Vergehen im weiteſten Umfange. 
Wollen Ste für einen ſolchen votiren, ſo thun Sie es; ich werde es 
nie und nimmer. 


dann muß er auch für die 
Den Beſchlüſſen 


Naß die er⸗ 


Ich will dieſe Frage 100 ausſcheiden und unſere Abſtimmung jetzt 
gleich den Herren gegenü 


gebend fein wird, ob das Ausführungsgeſetz im Großen und Ganzen 
in dem Sinne und Geiſte der Juſtizgeſetze zu Stande kommen wird, 
wenn auch einzelne Dinge mir nicht gefallen. Ich muß nun erklären, 
daß ſowohl die früheren, als namentlich die letzten Beſchlüſſe des 
Herreuhauſes bei dem Organiſationsgeſetze durchaus konform dem 
Geiſte der Reichsjuſtizgeſetze ſind. Die jetzt gebliebenen Differenzpunkte 
5 ich bisher entſchieden bekämpft, aber ich muß mir die Frage vor⸗ 
egen, ob ich, wenn dieſe Differenzpunkte erhalten bleiben, in der 
Schlußabſtimmung gegen das ganze Geſetz ſtimmen würde. Nur in 
dieſem Falle dürfle i gegen die Beſchlüſſe des Herrenhauſes ſtim⸗ 
men. Ich glaube nicht, daß ſich das Herrenhaus und die Regꝛerung 
unſeren abändernden Beſchlüſſen fügen würde. Gegen die Beſtim⸗ 
mung, das Oberlandesgericht in Berlin betreffend, haben ſchon viele 
meiner Freunde und auch ich bei der früheren Berathung geſtimmt, 
weil wir nicht genau wußten, ob wir in der Erklärung des Juſtizmi⸗ 
niſters, der einen ſolchen Beſchluß für unannehmbar erklärte, einen 
Beſchluß der Staatsregierung vor uns hatten. Jetzt, da ich weiß, 
daß von unſerer Beſchlußfaſſung über dieſen Punkt das Zuſtandekom⸗ 
men des Geſetzes abhängt, und da ich in der Schlußabſtimmung für 
das Geſetz ſtimmen will, kann ich mir entweder die bequemere Situgs 
tion bereiten, abzuwarten, ob ich etwa in der Minorität übernimmt 
werde, oder ich kann eine Majorität herbeiführen, welche gleichbedeu⸗ 
lend fein würde der direkten Ablehnung des Geſetzes. Käme dann 
das Geſetz nochmals abgeändert an uns vom Herrenhauſe zurück, 
dann wäre eine Situation geſchaffen, die der Würde unſerer Ver⸗ 
handlungen nicht entſpricht. Von einer ſolchen Lotterie will ich das 
Schickſal des Geſetzes nicht abhängig machen Der Abg. Miquel hat 
in der vorigen Sitzung im Gltlſe un Sinne auf die Unbeſtimmtheit 
der heutigen polftiſchen Verhältniſſe und ihren eventuellen Einfluß auf 
die Juſtizgeſetze hingewieſen. In politiſchem Sinne werden die poli⸗ 
tiſchen Aenderungen eine Annäherung an die liberale Richtung nicht 
bedeuten. Deshalb glaube ich die Ausführung der Organiſation möglichſt 
fördern zu müſſen. Ich werde deshalb für das Geſetz in der Faſſung 
des Herrenhauses ſtimmen. (Beifall.) 5 

„Juſtizminiſter Leonhardt: Der Abg. Lasker hat mich an 
meine Erklärung vom Februar d. J. erinnert; ich erkenne an, daß 
ich erklärt habe, es wäre vielleicht ein Vortheil für die Geſetzgebung, 
wenn die Vorlage erſt in der nächſten Seſſion zu Stande käme. Aber 
es handelt ſich dabei nicht um eine Erklärung von Thatſachen, ſon⸗ 
dern von Ueberzeugungen, und Ueberzeugungen ſchwanken; ſie können 
ſich befeſtigen und können geſchwächt werden. N 
55 en im Laufe der Debatten in meiner Ueberzeugung beſtärkt wor⸗ 

en bin. 


eitung. 


Ich habe angedeutet, 


Auneneene⸗ 
Annahme⸗Bureats 
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Dresden, Frankfurt a. N. 
Hamburg, Leipzig, München 
Stettin, Stuttgart, Wien 
bei G. T. daube & Cs. 
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Rudolph. Molkt. 
In Berlin, Dresden, Gorki 
beim „Invalidendank“ 
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Abg. Wehr (Conitz): Ich bin anderer Meinung als der Abg. 
Windthorſt und glaube nicht, daß das Herrenhaus nachgeben wird. 
Das Herrenhaus würde nachgeben, wenn der Juſtizminiſter überhaupt 
eine feſte Haltung eingenommen hätte. Nun hat der Juſttzminiſter 
zwar wiederholentlich ſeine Meinung geändert, aber es iſt nicht anzu⸗ 
nehmen, Faß er nochmals, binnen 21 Stunden ſeine Meinung ändern 
wird. (Rufe: Warum nicht?) Sie ſcheinen das für möglich zu hal⸗ 
ten. (Rufe: Jawohl!) Man muß zugeben, daß man nach dem Ver⸗ 
halten des Miniſters zu einer erg unabme verleitet werden kann 
(Sehr nen da aber die heutigen Erklärungen die Erklärungen des 
Staatsminiſteriums ſind, ſo muß man doch wohl von dieſer Meinung 
abgehen. Der Abg. Miquel hat vollkommen Recht darin, daß der 
Juſtizminiſter über den $ 14 des Geſetzes gam widerſprechende Er⸗ 
klärungen abgegeben hat. Am 7. Februgx hat er hier geſagt, daß der 
$ 14 für ihn eine Kabinetsfrage nicht bilde, während er im Herren⸗ 
hauſe eine entgegengeſetzte Erklärung abgegeben hat. Der Juſtiz⸗ 
miniſter hat es durch ſeine 1 —.— denjenigen ſehr ſchwer gemacht, 
die jetzt gegen die geſetzliche Feſtſtellung der Sitze der Amtsgerichte 
votiren wollen; er hätte als Staatsminiſter dieſe ganze Angelegen⸗ 
heit mit mehr ſtaatsmänniſcher Weisheit behandeln müſſen. Trotz 
alledem können wir das Geſetz nicht zu Falle bringen und werden 
dafür ſtimmen. Ich will nicht die Verantwortung dafür auf mich 
nehmen, daß der preußiſche Staat das Reich um Ausſtand bitten 
muß. Ich und meine politiſchen Freunde, die anders votirt haben, 
werden alſo für den $ 21 ſtimmen. ch bin N daß der 
Miniſter des Innern, wer es auch ſei, für dieſe Angelegenheit 
friſch und kräftig eintreten und ſich ſo viel Einfluß verſchaffen wird, 
dan er unberechtigten Anſprüchen des Juſtizminiſters entgegentreten 
ann, 

Juſtizminiſter Leonhardt: Es wird mir ſchwer, auf den An⸗ 
griff des Vorredners etwas zu erwidern, aber ich will ihn nur um 
das Eine bitten, daß er die Stelle aus den Verhandlungen des Her⸗ 
renhauſes vorleſe, in welcher ich es als eine Kabinetsfrage hingeſtellt, 
ob die Feſtſtellung durch Geſetz oder königl. Verordnung erfolge. Ich 
habe das nicht 15 und muß das als eine Unwahrheit bezeichnen. 

Abg. Gneiſt: Sie werden Fin erinnern aus dem Jahre 1849, 
daß es keine Kleinigkeit war, die Gerichte in % des deutſchen Gebie⸗ 
tes zu bilden. Wenn nun ein Juſtizminiſter auf die Berichte der Ge⸗ 
richte und Verwaltungsbehörden hin die Schwierigkeiten einer ſolchen 
Organiſation verſchieden anſieht, ſo iſt das ein Beweis, daß er ſeine 
Aufgabe gewiſſenbaft erfüllen wil. Bei der Regelung durch Geſetz 
kann das Herrenhaus den gleichen Einfluß ausüben wie dieſes Haus, 
während bei der budgetmäßigen Genehmigung dieſes Haus den über⸗ 
wiegenden Einfluß ausübt. Hätten wir uns in der Juſtizkommiſſion 
von ſolchen Motiven leiten laſſen, wie ſie heute hier zum Vorſchein 
gekommen find, jo wäre das Zuſtandekommen der Juſtizgeſetze eine 
abſolute Unmöglichkeit geweſen Der vom Abgeordneten Lasker dar⸗ 
gelegte Standpunkt iſt der einzig mögliche, unter dem überhaupt par⸗ 
lamentariſche Geſetze in beiden Häuſern des Landtages zu Stande 
kommen können. Wir haben Ueberzeugungen, die wir ein ganzes Les 
bensalter hindurch gehabt haben, opfern müſſen dem großen Gedan⸗ 
ken, der Einheit dieſer Geſetzgebung. Laſſen Sie jetzt, wo der Ab⸗ 
ſchluß ſo nahe iſt, nicht Preußen das Beiſpiel geben, daß man um 
einer verhältnißmäßig untergeordneten Frage willen den ſauer exwor⸗ 
benen Zeitpunkt des 1. Oktober 1879 illuſoriſch macht. (Beifall!) 

Juſtizminiſter Leonhardt: Da ich annehme, daß der Abg. 
Wehr nicht Gelegenheit ergreifen wird, die Stelle aus den Verhand⸗ 
lungen des Herrenhauſes vorzuleſen, fo bin ich gezwungen, dies zu 
thun. (Redner verlieſt die betreffende Stelle.) Hiernach wird ſich das 
bohe Haus überzeugen, ob der Abg. Wehr wahr geſprochen hat oder 


icht. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. Perſönlich bemerkt Miquel 
(unter Vorleſung einer Stelle der Herrenhausverhandlungen), daß 
der Juſtizminiſter im Herrenhauſe ausdrücklich erklärt habe, daß der 
reichsgeſetzlich feſtgeſtellte Termin, ſeiner Ueberzeugung nach, nicht 
innegehalken werden könne, wenn die Beſtimmung der Sitze der 
Amtsgerichte durch Geſetz dee fir Es ſei nicht leicht möglich, be⸗ 
ſtimmtere Erklärungen als Hr für die Zukunft zu gehen. Nachdem 
der Juſtizminiſter ſo ſehr verſchiedene Erklärungen abgegeben habe, 
brauche man nicht unbedingt an die Richtigkeit ſeiner Erklärungen zu 


glauben. 

Abg. Wehr . Nach dem, was der Abg. Miguel Ihnen 
vorgeleſen hat, werden Sie beurtheilen können, ob meine Behauptun 
dem Juſtizminiſter gegenüber unwahr iſt. In der letzten Sitzung de 
8 hat ſich, wie der ſtenographiſche Bericht eratebt, der 
Juſtizminiſter noch präziſer ausgedrückt, und ich überlaſſe es dem 
Urtheil des Hauſes, ob ich eine Unwahrheit geſagt habe, wie der 
Juſtizminiſter behauptet hat. 

Die allgemeine Debatte wird geſchloſſen, nachdem kurz zuvor 
Fürſt Bismarck eingetreten iſt. Bevor die Spezialberathung beginnt, 
gelangt folgendes Schreiben deſſelben an den Präſidenten des Hauſes 
zur Fellen „Ew. Hochwohlgeboren beehre ich mich mit dem 
Anheimgeben der gefälligen Mittheilung an das Haus der Abge⸗ 
ordneten ganz een d ehre daß des Kaiſers und Königs 
Majeſtät durch Allerhöchſte Ordre vom heutigen Tage dem Vize⸗ 
präſidenten des Staatsminiſteriums, Staats⸗ und Finanzminiſter 
Camphauſen, die nachgeſuchte Dienſtentlaſſung zu ertheilen geruht 
haben. v. Bismarck.“ 

Die Spezialdiskuſſion über die beſtrittenen 88 21 und 27 
in der Faſſung des Herrenhauſes (Sitz der Amtsgerichte und privile⸗ 
girte Gerichtsbarkeit der Standesherren) iſt kurz und ohne Bedeu⸗ 
tung; beide Paxagraphen werden mit entſchiedener Majorität ange⸗ 
nommen; das Zentrum ſtimmt gegen 3 21 und für 8 27, die Fort⸗ 
ſchrittspartei in ihrer Mehrheit gegen beide. 

$ 50 handelt von der Zuſtändigkeit des Oberlandesgerichtes in 
Berlin als Reviſionsinſtam für Landesſtrafſachen. 

Abg. Wind thorſt (Bielefeld) erklärt ſich mit aller Entſchieden⸗ 
beit gegen die Annahme dieſes Paragraphen. Wenn der Neichsta 
nicht den Beſchluß gefaßt hätte, den Sitz des Reichsgerichtes na 
Leipzig zu verlegen, fo wäre es der Regierung niemals in den Sinn 
gekommen, eine ſolche juxiſtiſche Ungebeuerlichkett in Vorſchlag zu brin⸗ 

en. Aus dem dreimaligen Beſchluſſe des Abgeordnetenhauſes, der 
offentlich heute zum vierten Mal wiederholt werden würde, hätte 
die Regierung erſehen müſſen, daß das Abgeordnetenhaus bei ſeinem 
Entſchluſſe ftehen bleiben will. Wenn ſich im Laufe der nächſten Jahre 
irgendwie herausſtellen ſollte, daß die Rechtſprechung der verſchiedenen 
Oberlandesgerichte ſich diametral entgegenſtehen ſollte, fo wäre er 
(Redner) und ſeine Dam Freunde geneigt, von dem Vorbehalte 
der Reichsjuſtizzeſetze Gebrauch zu machen; aber erſt müſſe dieſe Probe 
emacht werden, Preußen ſollte den andern Staaten nicht mit einem 
ſchlechten Beiſpiele vorangehen. Wenn das Abgeordnetenhaus an ſei⸗ 
nem Beſchluſſe 0 dann wird die Regierung ſich ernſtlich übers 
legen müſſen, ob ſie die Verantwortlichkeit für das Scheitern des Ge 


1 


Pe 


EA 


F 


ſetzes übernehmen kann; das Abgeordnetenhaus muß dieſe Verant⸗ 
wortlichkeit ablehnen. 

Juſtizminiſter Leonhardt: Mit der Frage vom Sitze des 
Reichsgerichts hängt dieſer Punkt gar nicht zuſammen, denn der Vor⸗ 
behalt im Einführungsgeſetz zur Gerichts derfaſſung ſtand bereits feſt, 
als die Entſchetdung über den Sitz des Reichsgerichtes noch gar nicht 

etroffen war. Daß Preußen mit der Erfüllung der Vorſchriften 
5 Reichsgeſetzgebung ein ſchlechtes Beiſpiel giebt, kann ich nicht an⸗ 
erkennen 

Abg Reichenſperger ſpricht ſich mit aller Entſchiedenheit 
egen 8 50 aus; die Rechtſprechung eine s Gerichtes in Landesſtraf⸗ 
Fa wlirde zu einer ſchablonenbaften Bebandlung führen, die der 

orthildung des Strafrechts gefährlich werden könnte. 

In namentlicher Abſtimmung wird darauf $ 50 mit 203 gegen 
165 Stimmen (Zentrum und Fortſchritt) angenommen (13 Abgeord⸗ 
nete enthalten ſich der Aßſtimmung) und ſchließlich das Geſetz im 
Ganzen mit überwiegender Majo ität, der ſich zahlreiche Mitalieder 
der Fortſchritte partei anſchließen, un verändert in der Faſ⸗ 
fung des Herrenbaufes genehmigt. 


25. Sitzung dee Herrenhauſes. 
Berlin, 3 Mär. 11 br Miniſtertiſche Achenbach, 


Am 


Weisbaudt, Röngger und meh e + Kommiſſarien 

Auf der Tagesordnung ſtebt der mündliche Bericht der Kom 
mifſion für Eiſenbab ⸗Angelegenbeiten über den Geſetzentwurſ be 
treffend die Fertigſtellung der Berliner Stadteiſenbahn für Staats⸗ 


rechnung 

Der Berichterftatter Theune befürwortet den Antrag der 
Kommiſſion dem vorgenannten Geſetz E twurfe in Uebereinſtimmung 
mit dem Haufe der Abgeordneten die derfaſſungsmäßige Zuſtimmung 
zu .ertheilen. 

Ha delsminiſter Achenbach betont, daß es nach den bisberigen 
Vorgängen nicht mehr möglich ſei, die Form der Aktiengeſellſchaft 
aufrecht zu erhalten Durch das Ausſcheiden der Deutſchen Eiſen⸗ 
bahnbaugeſellſchaft babe der Staat allein die Majorität in der 
Aktiengeſellſchaft und dadurch ſei das gute Einvernehmen zwiſchen den 
Konſorten geſtört worden Konſequent der bisberigen Eiſenbahn⸗ 
politik, welche die dominirenden Linien in Staatsbeſitz zu bringen be⸗ 
ſtrebt ſei, müſſe dieſes wichtige Bindeglied zwiſchen den verſchiedenen 
Staatsbahnnetzen in den Beſitz des Staates übergeben Der Staat 
habe das Hauptintereſſe an der Prosperität der Stadtbahn. Damit 
aber der Staat nicht aus rein fiskaliſchen Geſichtspunkten die Inter⸗ 
eſſen der in Berlin mündenden Privatbahnen beim Betriebe der 
Stadtbabn verletzen könnte, ſeien die Beſtimmungen in den Vertrag 
aufgenommen worden, welche gewiſſe Rechte der Privatbahnen kon 
ſtatiren. In dieſem Sinne babe er auch die Erklärung über den 
Güterverkehr im anderen Hauſe abgegeben. Burch die Stadtbahn 
würden auch die lokalen Wohnungsverhältniſſe der Reichshauptſtadt 

ebeſſert werden. Vom militäriſchen Standpunkte ſei die Bahn von 

öchſter Wichtigkeit, zumal man jetzt alle militäriſchen Etabliſſements 
an die Peripherie Berlins zu legen beſtrebt ſei. Die Ueberſchreitung 
der Voranſchläge um 3 — Millionen ſei nach den bisherigen Er⸗ 
fabrungen bei Eiſenbahnbauten eine gam geringe zu nennen. Es 
könne hier auch durch einen großen Staatsbau eine gewiſſe Unter: 
ſtützung der vom Nothſtand betroffenen Bevölkerung gewährt werden, 
umal wir in Hinſicht auf Zahl und Ausdehnung der Verkehrs⸗ 
Ras gegen unſere induſtriellen Nachbarſtaaten weit zurückſteben. 

as Haus werde alſo durch Annahme der Vorlage dem Lande einen 
Dienft erweiſen . 

Nach einem Schlußworte des Referenten wird der Antrag der 
Kommiſſion faſt einſtimmig angenommen. Ein Schreiben des Mi⸗ 
niſterpräſidenten Fürſten Bismarck giebt dem Haufe Kenntniß von 
der erfolgten Demiſſton des Finanzminiſters Camphauſen. Schluß 
12% Uhr Nächſte Sitzung unbeſtimmt. 


Tokales und Provinzielles. 


Poſen, 25. März. 

— Kreisgerichtsdirektor Chriſt in Oſterode iſt, wie der „Staats⸗ 
Anzeiger“ meldet, in gleicher Amts⸗Eigenſchaft an das Kreisgericht 
in Lobſens verſetzt worden. 

r. Der Arbeiter Staſzkiewiez ertränfte ſich am Sonnabend 
in der Nähe der Eiſenbahnbrücke; die Leiche deſſelben iſt nunmehr 
aufgefunden worden. 


Telegraphiſche Nachrichten. 


Wien, 23 März. Die öſterreichiſche Delegation nahm einſtimmig 
einen Antrag an, dabin gehend, die Petition des Beamtenvereins und 
der Verſicherungsgeſellſchaften wegen Desinfektion der Schlachtfelder 
dem gemeinſamen Miniſterium mit der Aufforderung zu übergeben, 
auf internationalem Wege die unverweilte Beſeitigung der durch 
unbeerdigte Leichen in Bulgarien und Rumelien dem allgemeinen Ge⸗ 
ſundheitszuſtande Europas drohenden Gefahren amzuſtreben und zu 
dieſem Behufe auf ſofortige Bildung einer internationalen Sanitäts⸗ 
kommiſſion hinzuwirken. 

Wien, 23. März. Das Abgeordnetenhaus hat heute die Budget⸗ 
debatte beendet und den geſammten Voranſchlag für den Staats⸗ 
Haushalt, ſowie das Finanzgeſetz in zweiter und dritter Leſung ange⸗ 
nommen. 

Brüffel, 22. März In der heutigen Sitzung der Repräſen⸗ 
tantenkammer erklärte es der Miniſter des Auswärtigen für unwahr, 
daß der belgiſche Geſandte beim päpſtlichen Stuhl eine Adreſſe der 
belgiſchen Pilger an den Papſt mit unterſchrieben habe. Bei der 
hierauf folgenden Berathung der Milttärkredite erklärte der Mintſter, 
vorläufig ſeien andere Kredite nicht erforderlich, von einer Vermeh⸗ 
rung des Kontingents ſei keine Rede. 

Paris 23. März. Das von Belgrad aus verbreitete Gerücht, 
der Herzog von Chartres wolle ſich um den bulgariſchen Thron 
bewerben, wird von der „Agence Havas“ formell für unbegründet 

irt. . 
ee ikarties, 22. März. Der Senat genehmigte heute das Mas 
rinebudget und nahm dabei ein Amendement Kerdrel's an, durch 
welches der Kredit für den Ober Almoſenier der Flotte wieder her⸗ 
geftellt wird. — Die Kammer hat auf den Antrag des Finanzminiſters 
die Berutbung über Konvertirung der öprozentigen Rente auf einen 
Monat vertagt. 

Verſailles, 23. März. Der Senat genehmigte das Budget 
des Unterrichts⸗Miniſteriums. Sodann wurde das Budget für das 
Miniſterium des Ackerbaues angenommen, wobei der von der De⸗ 
putirtenkammer geſtrichene Kredit für Geſtüte wieder hergeſtellt wurde. 

Nom. 22. März. Gerüchtweiſe verlautet, es ſei noch ungewiß, 


ob Baccarınt und Conforti die ihnen zugedachten Portef. uilles ans 
nehmen; bezüglich des Marineminiſteriums ſei noch nichts definitives 


Toaſt auf den Kaiſer Wilhelm aus und gedachte dabei der Friedens⸗ 
miſſion, welche der Kaiſer nach den ruhmreichen Tage von 1870 zu 
feiner Aufgabe gemacht babe. Nach einem dreimaligen enthuſtaſtiſchen 
Hoch auf den Kaiſer Wilhelm wurde von den Anweſenden die preu⸗ 
ßiſche Nationalhymne und die Wacht am Rhein geſungen. Die Prin⸗ 
zeſſin Friedrich Karl von Preußen wohnte dem Feſte bei. 

Nom, 23. März Die Konſtituirung des Miniſteriums iſt nun⸗ 
mehr definitiv in folgender Weiſe erfolgt: Cairoli Präſidium ohne 
Portefeuille, Zanardelli Inneres, Deſanctis Unterricht, Seismit⸗Doda 
Finanzen, Bruzzo Krieg, Brocchatti Marine, Conforti Juſtiz, Bacca⸗ 
rini öffentliche Arbeiten. Cairoli übernimmt interimiſtiſch das Mini⸗ 
ſterium der auswärtigen Angelegenheiten und Seismit⸗Doda interimi⸗ 
ſtiſch das Schatzminiſterium. — Der italieniſche Geſandte in Konſtan⸗ 
tinopel, Graf Corti, wird am Montag bier erwartet. 

London, 24. März. Wie der „Obſerver“ meldet, war der Re⸗ 
gierung bis geſtern Abend noch keine weitere Mittheilung der ruſſi⸗ 
ſchen Regierung bezüglich der Forderungen Englands in der Konfe⸗ 
renzfrage zugegangen. Daſſelbe Blatt meldet, daß der Khedive auf 
die von der engliſchen Regierung gemachten Vorſtellungen, welche von 
der fransbſiſchen unterſtützt wurden, eingewilligt babe eine Unter: 
ſuchung über die Finanzlage Egyptens anzuſtellen. Dieſelbe ſoll ſich 
nicht allein auf die Hilfsquellen des Landes erſtrecken, ſondern auch 
auf den Charakter der Verpflichtungen Egyptens und auf die Gründe 
des Unterſchiedes zwiſchen den veranſchlagten und den wirklichen 
Einnahmen. Leſſevs wird Präſident der Unterſuchungskommiſſion, 
Rivers Wilſon Viiepräſident derſelben. Die übrigen Mitglieder 
ſollen Beamte der Verwaltung der Staatsſchulden ſein. 

Lon don, 25. März. Lord Derby erklärte ſich bereit, eine Depu⸗ 
tation zu empfangen, welche die Sache ders Armeniee vertritt. Die 
„Times“ bringt eine anſcheinend inſpirirte Mittheilung, wonach Lord 
Derby fortgeſetzt auf Vorlegung des ganzen Friedensvertrages in den 
Kongreß beſtehe, indeß bei Rußland angefragt habe, um zu verhüten, 
daß auf dieſen formellen Punkt zu großes Gewicht gelegt werde, ob die 
Mittheilung des Vertrages an die Mächte mit der Vorlegung deſſel⸗ 
ben an denfRongreß Naleichbedeutend anzuſehen ſei, Rußland verneinte 
die Frage abſolut und damit die eimige Bedingung, unter welcher 
England feine Vertreter nach Berlin zu ſenden bereit ſei. „Times“ 
meldet aus Petersburg vom geſtrigen Tage, Rußland werde wahr⸗ 
ſcheinlich vorläufig keine formelle Vorſtellung gegen die Anweſenheit 
dex britiſchen Flotte im Marmaramee erheben, aber auch die Einſchif⸗ 
füng derfruſſiſchen Truppen werde unterbleiben. 

London, 25. März. Das engliſche Uebungsſchiff „Eurydice“, von 
Barbado kommend, iſt geſtern Nachmittag durch einen plötzlichen 
Windſtoß an der Südküſte der Inſel Wight umgeſtürzt worden. 
Ueber 300 Mann ſind ertrunken. 

Athen, 23. März. Eine Deputation, geführt von den Bürger⸗ 
meiſtern von Athen und dem Piräus, hat dem hieſigen Vertreter 
Englands Wyndham den Dank der griechiſchen Bevölkerung an Eng⸗ 
land dafür ausgeſprochen, daß dieſes die Zulaſſung Griechenlands zum 
Kongreſſe vorgeſchlagen habe. 

Madrid, 23. März. In der Sitzung der Deputirtenkammer er⸗ 
klärte der Finanzminiſter bei der Berathung des Berichts der Staats⸗ 
Schuldenkommiſſion, daß das Kabinet feſt entſchloſſen ſei, den im 
Jahre 1876 mit den Staatsgläubigern abgeſchloſſenen Vertrag voll⸗ 
ſtändig auszuführen, und keine Veränderung deſſelben vorzunehmen. 
Die Regierung werde keine Opfer ſcheuen um ihre Verpflichtungen 
zu erfüllen. 

Waſhington, 23. März. Die Münzkommiſſion des Repräſen⸗ 
tantenhauſes hat ſich in dem an das letztere erſtatteten Berichte für 
den Geſetzentwurf ausgeſprochen, wonach die Ausprägung von Silber 
unter den nämlichen Bedingungen, wie diejenige von Gold erfolgen 
ſoll und worin die Regierung ermächtigt wird, Zertifikate auf die im 
Depot befindlichen Silberbarren auszugeben. — Die Regierung läßt 
fortgeſetzt Silberdollars ausprägen, die ausſchließlich für den Handel 
mit dem Auslande beſtimmt ſind. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Waſner in Poſen 
Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung 
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An gekommene Fremde. 
25. März. 


Nylitus' Hotel de Dresde. Hauptmann Vocke a. Kö⸗ 
nigsberg i. Pr., Oberamtmann Dr. Boldt a. Kolno, Landes⸗Oekono⸗ 
mierath Direktor Lehmann u. Frau a. Nitſche, Hauptm. a. D. und 
Königl. Dom.⸗Pächter Scholtz a. Therefienftein, die Rittergutsbeſitzer 
Witt und Frau a. Bogdanowo, Rohrmann a. Pogorzela, Freitag a. 
Krotoſchin, Jacobi und Frau a. Trzcionka, v. Schenck a. Kawenczin, 
Nickel a. Obramühle, Hecker a. Alt Höfen, Buttel a. Wylowo, Mar: 
tini a. Dembowo, Golke a. Gernsheim, v. Maſſenbach a. Pinne und 
v. Nathuſius a Ludom, Baumeiſter Gebr. Koppel a. Krotoſchin, Bau⸗ 
unternehmer Wilhelmi a. Waldenburg, Poſthalter Weiß a. Pinne, 
Graf v. Fugger, Freih. von u. zu Rhein und Freiherr v. Bodmann 
a. Berlin, die Kaufleute Saller und Frau, Brauer, Dremel, Pudor, 
und Thilo a. Berlin, Samuel a. Leipzig, Hartjen a. Bremen, Pauly 
a. Salzehlen, Müller a. Stettin, Decker a Frankfurt, Feldhaus aus 
Barmen, Roſen a. Dresden, Lantrup a. Hamburg, Werner a. Bres 
lau, Störski a. Colmar und Eigen a. Poſen. 1 8 

Budom’s Hotel de Rome. Die Lieutenants Mo⸗ 
mann und Plüddemann a. Gneſen, die Rittergutsbeſitzer v. Boja- 
nowski a. Krzekotowice, v. Pradzynskt a. Stemianowo, Frau Luther 
und Tochter a. Lopuchowo, Waligorski a Skorzewo, Kintzel a Rotſch⸗ 
lin, Koch a. Mainz und v. Jagow nebſt Bruder a. Uchorowo, Bevoll⸗ 
mächtigter 8 aus Gosciejewo, Fabrikbeſitzer Hompe a. Qued⸗ 
linburg, die Kaufleute Lutz und Ippel a. Berlin, Düſſel a. Bonn, 
Rabat, Guttmann und Klimmer a. Breslau, Muhle a. Hamburg, 
Strauß a. Pforzheim, Gerſch a. Prag, Petersfeld a. Liegnitz, Glück 
aus Frankfurt a. O., Sander a. Hannover und André aus Ra⸗ 


enow. 

Grand Hotel de France. Die Rittergutsbeſitzer 
Graf Bninski a. Chraplewo, v. gern und Familie a. Polen und 
Maſurkiewicz a. Dabrowka, die Kaufleute Ehrenfeſt a. Wien und To⸗ 
boll a. Schneidemühl. 

Sterns Hotel de [Europe. Die Rittergutsbeſitze 
Graf Kwilecki a. Kobelnik, v. Chlapowski a. Sosnice und v. Jaru 
chowski a. Sokolnik, Doktor Pawloskt a. Neuſtadt, Rentier v. Stet 
ten und Frau a. Saarbrücken, Fabrikant Perrier a. Pagny. 

W. Grätz's Hotel de Berlin. e a. D. 
Doerks a. Mogilno, Fabrikbeſitzer Badt a. Pleſchen, die Landwirthe 
v. Gaſiniewski a. Marcinkowo und Nehring a. an die Ads 
miniſtratoren v. Wolski a. Kleinkolſch und oſin, die Rit⸗ 
tergutsbeſitzer v. Pluſinski a. ebawie, 
und v. 1 1 

ter 


lau und Kaufmann Hoffmeiſter a. Hamburg, Kowalska a. Pleſchen, 
Menzel a. Borel. Tags 
Seelig's Gaſthof zur Stadt Leipzig. Direktor Star⸗ 
ynski a. Polen, Gutsbeſitzer Fechner a. Heinrichswalde, die Kaufleute 
aulus a. Rawitſch, und Soel a. Polen, Frau Paulus a. Bojanowo, 
Landwirth Oehme a. Oberſiktzo, Kanczela a. Wroblewo. 


Börſen⸗Telegramme. 
(Schlußkurſe.) 
Berlin, den 25 März 1878. (Telegr. Agentur.) 
wi. 23 Wet v. 28. 
8 A 18 25 18 75 Nuſſ. Bod.⸗Kr.⸗Pfdbr. 74 — 75 10 
»9. Stamm⸗Prior. 7820| 78 oln. 5proz. Pfandbr. 6525| 6550 
ens Minden. E. A. 9490| 95 50[Poſener Prov. B.⸗A. 101 90 102 — 
deiniſche E. 501107 —[Lanpwirthſchtl. B.⸗A. 40 50 46 — 
berſchleſiſche E. A. 122 — 122 60 abi Sprit⸗Akt.⸗Gef. 3975| 39 75 
eſtr. Nordwe . dankt 154 90 155 10 
. e B. 49 20 49 40 Disk. Kommand.⸗A. „116 75 117 75 


Deterr. 169 75 100 10 f. Bankverein 79 50 79 50 
Defte Goldrente 230 62 50Centralb. f. Ind. u. dl. 70 80 71 25 
eff. Engl. Anl. 1871 82 75 83 40 “Königs u. Laura Hütte 7325 734 
»*. Baem. Anl. 1868. 153 40 154 400Poſener Apr. br. 94 80 95 — 
Ang.6% Schatzau. 1Abt 100 25 100 50 Polin. Liquid. Pfobr. — —— 
Nachbörſe: Framoſen 43200 Kredit 390,00 Lembarden 123,00 


Berlin, den 25. März 1878. (Telegr. Agentur.) 
„ v. 23. Not. v. 28 


Weizen höher. für Spiritus — 55 
doril⸗q/ Mai 206 — 204 50 Jondsb. Schluß beſſer 
Juni⸗Juli 210 209 [Pr. Staatsſchuldſcc. 92 75 92 75 

Noggen höher. of. neue 4% — 94 80 95 — 
NPC — —IBojener Rentenbriefe 95 90 95 90 
Real Jann 151 — 149 — [Staatsbahn . . 432 — 33 50 
Nai⸗ Juni . 147 — 146 — dombarden 123 124 — 

Müböl feſter. 1860er Looſe 104 301105 25 
April⸗ Mat . 67 30 66 800 Italiener 73 —| 73 75 
Septbr.⸗Oktober . 65 60) 65 40 Amerikaner 99 60 

Spiritus befeft. Oeſterreich. Kredit. 390 — 392 50 
oko 52 30 52 2 E 8 50 
März⸗April. . 51 50 51 60 Numänier 221 89 25 — 
KM . 1 80 51 70 Boln, Sgaib-Afandbr. 57 5 e 90 
Yun kuli 53 20 53 ſiſche Ba ten 213 25 216 50 

Hafer, Oeſterr. Silberrente 55 40 55 90 
ipril-⸗ Mai. . 138 501138 —[Galuter Eiſenbahn. 103 75103 75 
Fündig. f. Roggen 100 — | 

Stettin, den 25. März 1878. (Telegr. Agentur.) 
Rat v. 25 Net. 23 
Weizen feſt. | I AnrieMat : . . 67 75167 50 
a . . 209 208 — | Seßtbr.⸗Oktbr. 65 —t — 
ai⸗Juni . 209 50 209 — — |. — 
— —| — — Spiritus behaup. 
Loggen feſt. lolo 8 50050 50 

Trllblahr . . 145 —143 — Faulen . . 50 3550 20 

. 146 0143 — uni⸗Juli . . . 52 —52 30 
afer, Frühjahr — — — — | Petroleum, — 

üböl, unver. ole „„ I 00 


Börfe zu Poſen. 
„25 März 1878. [Börſenbericht.] Wetter: ſchön. 
* a Gel. = er Mal Jun, Junt⸗Jult 430 nom. 


* 


Gd. Juni 51,00 bez. Br. Juli 51,70 bez. Br. Auguſt 52,3 
de} 90 be. B. 


bez 
Gd. Septbr. 52,40 bez. Br. Loto Spiritus ohne Faß 49, 


Produkten⸗Börſe. 


Bromberg, 23. März (Bericht von A. Breidenbach.) 
Weizen: 160—205 M., ſter über Notiz. Roggen: 122—130 


Bart. — Gerſte: 134158 Mark, feinſte Braugerſte darüber. — 
— Hafer: 112135 Mark, —Erbſen: feine Koch⸗ 153, FFutter 
85 Mek Alles erſie Roften per 1000 Ke nach Qualit und 
kEffectivgewicht. 


(Privatbericht.) Spiritus 50,00 Mark per 100 Liter a 100% 


—,— Ctr., loko 69 Mark Br. — März 67,50 Mark Br. Mär 
67,50 Mark Br. — April⸗ Mai 67,50 Mark Br. — Mai⸗Juni 67,50 
Mark Br. — September » Oktober 65,50 Mark Br. — Spiritus 


(ver 100 Liter a 100 % geſchaftslos, get —,— Ltr März 50,40 Mark 
Gd. — u la 50,40 Mark Gb. — April⸗Waſ 50,60 Mark Gd. 
Juni- Juli — Mark Juli⸗Auguſt 53 Mark Br. Auguſt⸗September — 
Zink: ohne Umſatz. 5 

Die Börfen:Kommiffion. 


Narklpreiſe in Breblas am 23. März 1878. 
Bro 100 Kilogramm 


mittl { 
ůöch Nie⸗ J e; 


Feſtſetzungen 
ber ſtädtiſchen Markt⸗ 


zen, weißer 
Weizen, gelber 


88 
2 
8 
ee 
S SE 
1111858818 8 


5 2 30 27 50 24 
übſen, Winterfrucht . 28 25 5021 
Rüben Sommeérfrudt 2 | 9 8415 


otter 
Schlagleinſaat 


Kleeſaat, rothe ſtill, ordinäre 30—35 Mark, mittle 38-42 W. 


Klee 1 42—48 Mart, mittl 

aa ordinäre 42—4 ark, mittle 52-58 M. 
66—70 wart bochfeine 76-80 Mark pro 50 Kilogramm 
Kartoffeln per Sack (2 Neufcheffel a 150 


Kündigungspreiſe ür ven 25. März: Roggen 135,50 Mk. Weuen 
100 E D „ 


Spiritus matt. Gel. —,— Utr., Kündigungspreis — — = g 
0 ez. Br. April 49,80 bez. Br. Mat 50,30 Be oe 


aps — M., Nüböl 67,50 M. 


